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Gemeinsam gegen die Einzelfallfalle
In Berlin demonstrierten Geflüchtete am Samstag für den Nachzug ihrer Angehörigen

»Familie für alle«: Unter diesem
Motto trafen sich am Wochenende
Geflüchtete und Unterstützer*in-
nen, um gegen die verschärften Re-
geln für den Familiennachzug zu
protestieren.

Von Sabine Netz

Checkpoint Charlie in Berlin: Der
Symbolort für die Berliner Mauer ist
inzwischen ein Tourist*innendomi-
zil: Lachend posierten am Sonn-
abend einige Mittzwanziger mit zwei
grünuniformierten Grenzposten.
Wenige Meter weiter ertönten Rufe:
»Wir sind auch Menschen! Ohne Fa-
milien geht’s nicht!« Für die etwa 60
Demonstrant*innen versinnbildlicht
der Checkpoint Charlie die ehemali-
ge Grenze, die seinerzeit auch Fami-
lien trennte. Geflüchteten mit subsi-
diärem Schutz war versprochen wor-
den, dass sie nach dem 16. März 2017
ihre Familien nachholen könnten.
Doch dann wurde die Aussetzung des
Familiennachzugs bis Ende Juli ver-
längert. Dagegen protestierten am
Samstag Aktivist*innen aus Syrien
und Deutschland.
An der Spitze der Kundgebung

hielten Demonstrierende ein Trans-
parent mit der Forderung »Familien-
leben für alle« in die eisige Luft. Dies

ist auch der Name der Initiative, die
zu einer Aktionskonferenz und dieser
Demonstration aufgerufen hatte. Die
rechte Ecke des Transparents trug
Initiativen-Mitbegründer Mohamad
Malas. Seine Frau lebt in Damaskus.
Er habe vor der Flucht all seine Mö-
bel verkauft, um die Reise nach Eu-
ropa zu finanzieren. Das Geld habe
jedoch nicht für zwei gereicht. Au-
ßerdem könne seine Frau nicht
schwimmen, die Fahrt über das Mit-
telmeer wäre für sie viel zu gefähr-
lich gewesen, erzählte er. »Ich glaub-
te, ich komme in einen Rechtsstaat.«
Er hatte gehofft, seine Frau auf ei-
nem sicheren Weg nachholen zu kön-
nen. Damit spielte er auf das Recht
auf Familie aus dem Grundgesetz an.
»Wir brauchen unsere Familien! Oh-
ne Limit!«, riefen die Demonst-
rant*innen. Sie kritisierten die neue
Regelung: Demnach dürfen ab Au-
gust 2018 nur bis zu 1000 Ehepart-
ner*innen und Kinder nach Deutsch-
land einreisen. Aus humanitären
Gründen.
Expert*innen vom Institut für Ar-

beitsmarkt und Berufsforschung ge-
hen von etwa 60 000 Angehörigen
aus, die zu subsidiär Geschützten
nach Deutschland ziehen wollen. 90
Prozent davon seien Frauen und Kin-
der. Dorothea Lindenberg, Mitbe-

gründerin von »Familienleben für Al-
le«, fragte in ihrer Rede:« Wer von ih-
nen soll ein »Humanitärer Fall« sein?
Nach welchen Kriterien sollen sie
ausgewählt werden? Wie sollen sie
beweisen, dass sie diese Kriterien er-
füllen? Diese Fragen kann niemand
vernünftig beantworten.« Die Kon-
tingentregelung bringe Betroffene in
direkte Konkurrenz. Sie führe so zu

Isolierung und Entsolidarisierung: in
die Einzelfallfalle. Ein wichtiges Ziel
der Konferenz und der Demonstrati-
on sei deshalb auch gewesen, zu-
sammenzukommen und sich gemein-
sam gegen das neue Gesetz zu ver-
bünden, so Lindenberg.
Eine Syrerin übersetzte die For-

derungen auf Arabisch: »Jede Fami-
lientrennung ist ein humanitärer
Härtefall. Deshalb fordern wir: § 104
(13) Aufenthaltsgesetz – also das Ge-
setz zur Aussetzung des Familien-
nachzugs – muss weg!« Die Aktivistin
war aus Baden-Württemberg ange-

reist, um für ihr Recht auf Familie zu
kämpfen. »Ich bin seit November
2015 hier«, berichtete sie, »ich möch-
te Gesetze, die erlauben, dass meine
Familie herkommen kann.« Ihr Mann
lebe mit ihren drei Töchtern und ih-
rem Sohn in Libanon, in einem Con-
tainer. Ihre älteste Tochter überneh-
me jetzt die Rolle der Mutter. Sie
kümmere sich um ihre Geschwister
und den Haushalt. Deshalb könne sie
nur an einem Tag zur Schule gehen.
Auch, weil die Schule in Libanon teu-
er sei. »Aber es geht uns nicht ums
Geld«, sagt sie, »wir wollen nur ge-
meinsam an einem sicheren Ort le-
ben!«
Alternativen zum Familiennachzug

wie Landesaufnahmeprogramme oder
die Härtefallregelung seien laut Lin-
denberg nur Flickwerk. Während für
erstere ein hohes Einkommen Bedin-
gung ist, seien 2017 nur 66 Men-
schen als Härtefall hergekommen. Ei-
nige der ehemaligen Mitstreiter*in-
nen hätten den Protest aufgegeben,
erzählte Mohamad Malas. »Sie ver-
suchen jetzt, ihre Familien über das
Mittelmeer nachzuholen.« Das ist le-
bensgefährlich. Die nun beinahe ab-
geschaffte Möglichkeit des Familien-
nachzugs ist einer der wenigen lega-
len und sicheren Wege, Europa zu er-
reichen.

»Wir brauchen unsere
Familien! Ohne
Limit!«, riefen die
Demonstrant*innen.

Wie in den 70er Jahren
Ein Referendar soll nicht Lehrer werden, weil Bayerns Verfassungsschutz an ihm zweifelt
Als angehender Lehrer hätte Bene-
dikt Glasl im September 2017 sein
Referendariat beginnen sollen – bis
der Verfassungsschutz plötzlich
seine Eignung infrage stellte.

Von Johannes Hartl

Benedikt Glasls Karriere im Staats-
dienst ist beendet, noch bevor sie
überhaupt begonnen hat. Eigentlich
sollte der angehende Lehrer zum
11. September 2017 sein Referenda-
riat an einer oberbayerischen Mit-
telschule aufnehmen, um die Aus-
bildung als Lehrer planmäßig abzu-
schließen. An seiner Schule hatte der
34-Jährige zuvor bereits Eindruck
hinterlassen, als er dort hospitierte.
Laut einem Bericht der »Süddeut-
schen Zeitung« (SZ) sei er durch sei-
ne Zuverlässigkeit, sein Interesse und
seine Kritikfähigkeit bei den Kolle-
gen positiv aufgefallen; außerdem
genieße er den Respekt seiner Schü-
ler. Zwei Dutzend seiner Kollegen se-
hen in Glasl sogar eine »Bereiche-
rung für die gesamte Schule«.
Es liest sich, als hätte die Bildungs-

einrichtung mit dem 34-Jährigen ei-
nen idealen Bewerber gefunden. Nur
hat die Geschichte einen Haken, denn
die bayerischen Sicherheitsbehörden
halten Glasl für einen Verfassungs-
feind. Als solcher sei er eine Gefahr
für die Schüler, urteilte der Verfas-
sungsschutz, er dürfe deshalb ohne
Aufsicht keinen Unterricht gestalten.
Welches staatsgefährdenden Ver-

gehens hat Glasl sich schuldig ge-
macht? Während seiner Studienzeit
hatte er sich laut der Erkenntnis des
Verfassungsschutzes hochschulpoli-
tisch in zwei linken Gruppen enga-
giert, namentlich im Sozialistisch-de-
mokratischen-Studierendenverband
(SDS) und der Linksjugend [‘solid].
Glasl ist damals eher zufällig über ei-
ne Freundin in die Organisation ein-
getreten, so schildert es die »SZ«, weil
er sich gegen Studiengebühren und
gegen militärische Forschung an
Hochschulen engagieren wollte. Zu-
dem half er – mangels Personal – für
ein knappes halbes Jahr im Bundes-
vorstand des SDS aus, arbeitete aktiv
in dem Verband mit. Auf diese Weise
zog er das Interesse des bayerischen
Verfassungsschutzes auf sich, der die
beiden Organisationen seit vielen
Jahren als »extremistisch« einstuft.
Durch sein Engagement habe Glasl

»mehrere Jahre Bestrebungen gegen
die freiheitlich demokratische
Grundordnung« unterstützt, ohne
sich glaubhaft davon zu distanzie-
ren. Besonders kurios ist diese Be-
gründung, weil der angehende Leh-
rer von den Aktivitäten des SDS of-
fenbar selbst nicht übermäßig be-

geistert war. Im Laufe der Zeit habe
er festgestellt, dass die Organisation
neben ihrem hochschulpolitischen
Engagement auch von einer »Um-
formung der Gesellschaft« träume,
berichtet die »SZ«. Er habe seine Ak-
tivitäten daraufhin eingestellt, sei
aber aus Vergesslichkeit offiziell noch
bis 2017 Mitglied geblieben. Erst
beim Ausfüllen der Formulare für die

Verfassungstreue im öffentlichen
Dienst habe er sich wieder an seine
Mitgliedschaft erinnert, woraufhin er
diese sogleich beendet habe.
Für den Verfassungsschutz und

das Kultusministerium ist die Ge-
schichte gleichwohl Grund genug,
seine Eignung für den Schuldienst
anzuzweifeln. Seitdem ist es für den
34-Jährigen unmöglich, sein Refe-

rendariat vollumfänglich wahrzu-
nehmen. Unterrichten kann er im
Moment lediglich deshalb, weil er die
Unterstützung seiner Schule genießt
– aufgrund der aktuellen Situation
bekommt er für seine Arbeit aller-
dings kein Gehalt. Es handelt sich um
ein klassisches Berufsverbot wie aus
den 70er Jahren – mit dem Unter-
schied, dass es im Jahr 2018 erlas-
sen wurde. Glasl will diese weitrei-
chende Maßnahme nicht hinneh-
men, die ihm die Ausübung seines
Berufes unmöglich macht. Er hat sich
anwaltlichen Beistand organisiert
und vor dem Verwaltungsgericht
München Klage eingereicht, um die
Rechtswidrigkeit des Berufsverbots
festzustellen zu lassen.
Unterstützung erfährt der ange-

hende Pädagoge von der Bildungs-
gewerkschaft GEW und der bayeri-
schen LINKEN. »Einem jungen Men-

schen bereits die Ausbildung zu ver-
wehren, ist mehr als verantwor-
tungslos«, sagt der GEW-Landesvor-
sitzender Anton Salzbrunn. Für den
Gewerkschafter ist das Berufsverbot
ein »Relikt aus vordemokratischen
Zeiten«, das das Recht auf freie Be-
rufswahl einschränke. Der junge Kol-
lege müsse daher umgehend in den
Vorbereitungsdienst aufgenommen
werden. Der Landessprecher der bay-
erischen LINKEN, Ates Günipar, geht
sogar noch weiter: Er wirft dem Ver-
fassungsschutz vor, im Kalten Krieg
hängengeblieben zu sein.
Tatsächlich ist Glasls Fall nicht das

erste Berufsverbot, das in Bayern für
Aufsehen sorgt. Bereits 2016 hatte
der angehende Doktorand Kerem
Schamberger, Mitglied der DKP, ver-
gleichbare Schlagzeilen produziert.
Er hatte sich damals für seine Dis-
sertation an der Ludwig-Maximilian-
Universität (LMU) München bewor-
ben und musste lang auf seine Ein-
stellung warten, weil der Verfas-
sungsschutz eine Stellungnahmeüber
einen langen Zeitraum verzögerte.
Am Ende stellte die LMU den Wis-
senschaftler jedoch trotz behördli-
cher Bedenken ein. Seither arbeitet
Schamberger an der LMU an seiner
Dissertation, ohne dass es je Proble-
me gegeben hätte.

1979 gingen in Bonn mehr als 30 000 Menschen gegen Berufsverbote auf die
Straße. Foto: dpa/Klaus Rose

Es handelt sich um ein
klassisches Berufsverbot
wie aus den 70er
Jahren – mit dem
Unterschied, dass es im
Jahr 2018 erlassen
wurde.

Die Achse der
Neuen Rechten
Prominente Publizisten wie
Tellkamp unterstützen Auf-
ruf gegen offene Grenzen

Von Robert D. Meyer

Es sind gerade einmal drei Sätze,
die eine Ende vergangener Woche
im Internet veröffentlichte »Erklä-
rung 2018« umfasst. Die Unter-
zeichnenden wenden sich gegen
eine angeblich stattfindende »ille-
gale Masseneinwanderung« nach
Deutschland und fordern, »dass die
rechtsstaatliche Ordnung an den
Grenzen unseres Landes wieder-
hergestellt« werde. Das Ganze lie-
ße sich fast als übliche Stimmungs-
mache rechter Zeitgeister abtun,
wäre da nicht die Liste der Erst-
unterzeichnenden, die sich wie ein
Schulterschluss von Konservativen
und völkischen Rechten liest.
Initiatorin dieser »Erklärung

2018« ist die ehemalige DDR-Bür-
gerrechtlerin Vera Lengsfeld. Bis
Mitte der 90er Jahre bei den Grü-
nen aktiv, führte sie ihre weitere
politische Karriere in der CDU im-
mer tiefer ins rechte Lager. Seit ei-
nigen Jahren begleitet sie mit
Wohlwollen den Aufstieg der AfD,
wenngleich sie manche scharfe
Rede aus dem Lager der völki-
schen Nationalisten als kontrapro-
duktiv für den weiteren Erfolg der
Neuen Rechten betrachtete.
Zwar fanden sich bis zum Sonn-

tag unter den Unterstützern der
Erklärung keine prominenten AfD-
Vertreter, die Liste umfasst aller-
dings einige bekannte Namen, die
in der Vergangenheit direkt oder
indirekt Sympathien für die Pro-
grammatik der Rechtsaußenpartei
zeigten. Ganz oben auf der Liste
steht Uwe Tellkamp. Jener Dresd-
ner Schriftsteller, der mit der War-
nung vor einer vermeintlichen
Masseneinwanderung in das deut-
sche Sozialsystem seit Tagen das
politische Feuilleton beschäftigt.
Genau das war vor Jahrenmit ähn-
lichen Behauptungen auch Thilo
Sarrazin gelungen, der den Aufruf
ebenfalls unterstützt.
Lengsfeld gelang es außerdem,

eine Reihe durchaus bekannter
Publizisten zu gewinnen: Neben
dem 2015 von der Zeitung »Welt«
geschassten und seitdem als freier
Autor in eigener Sache schreiben-
den Matthias Matussek hat auch
der seit Jahren für selbiges Sprin-
ger-Blatt Kolumnen verfassende
Henryk M. Broder seinen Namen
hergegeben. Seine Unterstützung
für Lengsfeld wundert nicht. Bei-
de kennen sich durch ihre Arbeit
für den Blog »Achse des Guten«,
der zunehmend als Scharnier zwi-
schen Liberalkonservativen und
Rechtspopulisten funktioniert.
Eine ähnliche Aufgabe, nur mit

einem stärkeren Fokus auf die AfD,
erfüllt die rechtsnationale Wo-
chenzeitung »Junge Freiheit«, de-
ren Chefredakteur Dieter Stein
ebenfalls zu den Erstunterzeich-
nenden gehört. Ein Name, der zu-
nächst ebenfalls als Unterstützerin
genannt wurde, dann jedoch kom-
mentarlos verschwand, lässt auf-
horchen: Noch am Freitag stand
Ellen Kositza, völkische Publizistin
und Ehefrau von Götz Kubitschek,
unter den Erstunterzeichnenden,
inzwischen fehlt ihr Name.Wie der
Journalist Stefan Niggemeier von
Lengsfeld erfahren haben will, soll
Kositza nur aufgrund eines »Kom-
munikationsproblems« auf der Li-
ste gelandet sein.
Apropos Listen: Erklärungen

des rechten Lagers mit dem Ziel,
nach außen Einigkeit zu zeigen,
gab es in letzter Zeit häufiger. Erst
im Oktober vergangenen Jahres
hatte es mit der sogenannten
Charta 2017 einen offenen Brief
gegeben, der sich gegen eine ver-
meintlich drohende »Gesinnungs-
diktatur« wandte. Auch das da-
malige Pamphlet war unter ande-
rem von Tellkamp, Matussek so-
wie Lengsfeld unterstützt worden.
Insofern lässt sich die »Erklärung
2018« auch als Erweiterung des
damaligen neurechten Schulter-
schlusses lesen. In jenen Reihen
sorgt der erneute Aufruf für breite
Zustimmung. So erklärten neben
mehreren AfD-Regionalverbänden
auch der völkische Politiker Jens
Maier ihre Solidarität mit Lengs-
felds Initiative. Kommentar Seite 4
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Viele, viele Stunden Interview mussten in eine Form 
gebracht werden – ich habe versucht, die Vertrautheit 
der Atmosphäre zu erhalten. Mögen die Leserin, der 
Leser bei diesem Zwiegespräch per Du gleichsam Teil-
nehmende sein, sich in ihren unausgesprochenen Be-
drückungen, Traurigkeiten, Sehnsüchten verstanden 
fühlen. Sich etwas bewusst machen, um damit souve-
räner umgehen zu können. Befreiende Lektüre – das 
wäre mein Wunsch. 

IrMTrAuD GuTSchke 

Wir beide denken nicht über alles gleich oder ähnlich. 
Über die Töchter, das schon. Über kunst, über Bücher, 
erstaunlich oft. Sie hat den krieg nicht erlebt, das ist ein 
immenser unterschied … Wir hatten doch aber immer 
ein Dach überm kopf, satt zu essen, und wir waren 
friedlich, jedenfalls nach außen. Ach ja, aber das reicht 
nicht. Der nächsten Generation schon gar nicht, also 
warum sollten wir in jedem Punkt gleicher Meinung 
sein? Das haben wir doch in der vergangenen epoche 
verhängnisvoll versucht, und es hat uns nichts von dem 
gebracht, was wir damit erreichen sollten.Weiteratmen, ganz langsam. und danke sagen. 

War schön.

GISeLA STeIneckerT

Gisela Steineckert, 1931 in Berlin geboren, 
verfasste hörspiele und Drehbücher, veröffent-
lichte über vierzig Bände mit Gedichten, auto-
biografischen Geschichten und essays, darun-
ter »Brevier für Verliebte«, »nun leb mit mir. 
Weibergedichte«, »Ach Mama, ach Tochter«, 
»Die blödesten Augenblicke meines Lebens«, 
»Das Schöne an den Frauen«, »Das Schöne an 
den Männern«, »Immer ich«. Für verschiedene 
Interpreten hat sie über tausend Lieder geschrie-
ben, darunter »clown sein« für Jürgen Walter, 
»ein Winter ist mir widerfahr’n« für Veronika  
Fischer, »komm, wir malen eine Sonne« für 
Frank Schöbel und, vielleicht am bekanntesten, 
»Als ich fortging« für Dirk Michaelis. 

Irmtraud Gutschke, 1950 in chemnitz geboren, 
ist bei der Zeitung »neues deutschland« verant-
wortlich für Literatur. Seit 1971 publizierte sie 
unzählige Texte über Autoren und ihre Werke. 
1976 promovierte sie in Berlin über »Mensch 
und natur im Schaffen Aitmatows«. Daraus 
erwuchs 1986 der essayband »Menschheitsfra-
gen, Märchen, Mythen«. In der Buchreihe von 
»neues deutschland« und dem Verlag Das neue 
Berlin sind von ihr bereits zwei Gesprächsbände 
erschienen: 2007 »hermann kant. Die Sache 
und die Sachen« und 2008 »eva Strittmatter. 
Leib und Leben«.  

IrMTrAuD GuTSchke: Was nennst du un-
vernünftig?

GISeLA STeIneckerT: Ich habe energie 
rausgeschmissen, als hätte ich noch unendlich 
viel in reserve, mich verschwendet an Dinge, 
die sinnlos waren … Was Frauen nicht alles an 
Tüchtigsein abverlangt wird! Du musst Auto 
 fahren können, du musst den Überblick über die 
Gesetze des Landes behalten, in dem du lebst, 
du musst wissen, wie man mit einem Baby, du 
musst wissen, wie man mit einem Mann um-
geht. Während du ringsum bis heute siehst, dass 
Männer das unglaubliche Glück haben, sich 
mit den Inhalten befassen zu dürfen, für die sie 
sich freiwillig entscheiden. Aber als Frau musst 
du ständig zwischen Sari und uniform wählen 
und hast mitunter nicht mal die Wahl. hinzu 
kommt die genetische Schwäche, dass wir Wei-
ber so anfällig für Zweifel sind. 

Sind Frauen anfälliger für Zweifel als Männer?
Wenn Männer an sich selber zweifeln, schaffen 
sie es immer, ein paar andere Leute mit dafür 
verantwortlich zu machen. Männer sagen sich 
nie: Ich glaube, ich habe eine Macke, gegen die 
ich vorgehen muss. Sie denken eher: Ich wer-
de ganz schön in die Mangel genommen. er 
kommt oft nicht auf die Idee, dass er sich ändern 
müsste … ehe ein Mann aufhört, beim Auf-
schneiden der Schrippe zu krümeln, müssten 
sich Welten bewegen. 

Irmtraud Gutschke

Gisela SteineckertDas Leben hat was
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Deutschland holt
300 Flüchtlinge aus
libyschen Haftlagern
Berlin. Deutschland nimmt 300
Flüchtlinge aus Libyen auf. Die
Bundesregierung wolle so dem
drängenden Bedarf für Aufnah-
men von Personen aus den soge-
nannten Detention Centers nach-
kommen, sagte eine Sprecherin des
Bundesinnenministeriums. In den
berüchtigten Internierungslagern
werden Tausende Flüchtlinge fest-
gehalten. Die gefängnisartigen
Camps stehen bei Menschenrecht-
lern unter heftiger Kritik. Immer
wieder wird von Folter und Miss-
handlungen berichtet. Die Aufnah-
men werden nach Angaben der
Sprecherin derzeit vom UN-Flücht-
lingshilfswerk UNHCR vorbereitet.
Einen genauen Zeitplan gebe es
noch nicht. Das Ministerium gehe
aber von ersten Aufnahmen im
Verlauf des Frühjahrs aus. Die Auf-
nahme von Flüchtlingen aus Liby-
en erfolgt den Angaben zufolge im
Rahmen bestehender nationaler
Aufnahmekontingente. epd/nd

Hackerangriff nur
punktuell erfolgreich
Berlin. Der Hackerangriff auf das
speziell gesicherte Datennetz des
Bundes ist nur punktuell erfolg-
reich gewesen. Bei der vor zwei
Wochen bekannt gewordenen Cy-
berattacke seien das Auswärtige
Amt und die Hochschule des Bun-
des infiziert worden, nicht aber
das gesamte Netz (IVBB), bestä-
tigte eine Sprecherin des Bundes-
innenministeriums am Sonntag
einen entsprechenden Bericht der
»Bild am Sonntag«. Die Angreifer
hätten sich nicht »frei« im IVBB
bewegen können. Der Schaden
durch einen Datenabfluss werde
als »gering« eingeschätzt, erklärte
die Sprecherin weiter. AFP/nd

Bundeswehr riegelt Stadt
in Mali ab
Berlin. Im westafrikanischen Kri-
senstaat Mali haben Bundeswehr-
Einheiten aus Sorge vor ethni-
schen Unruhen die Stadt Gao ab-
geriegelt. Nach der Ermordung
zweier arabischer Jugendlicher
war es in Gao vor knapp drei Wo-
chen zunächst zu gewalttätigen
Unruhen gekommen, bewaffnete
Demonstranten töteten einen Si-
cherheitsmann. Die Bundeswehr
verstärkte auf Anfrage der UN da-
raufhin am 1. März Kontrollpunk-
te der malischen Streitkräfte, um
das Eindringen weiterer bewaff-
neter Milizen in die Stadt zu ver-
hindern, wie das Einsatzfüh-
rungskommando in Potsdam am
Sonntag mitteilte. Ein Sprecher
des Einsatzführungskommandos
sagte, die Maßnahmen hätten
maßgeblich zur Beruhigung bei-
getragen. Alle deutschen Solda-
ten seien wohlbehalten zurück-
gekehrt. Der UN-Einsatz MINUS-
MA in Mali gilt als der derzeit ge-
fährlichste der Bundeswehr. 1000
Bundeswehrsoldaten sollen ge-
meinsam mit Einheiten anderer
Länder dabei helfen, das Land zu
befrieden. dpa/nd


